
Verständnis für die psychologischen Faktoren beweist. Es ist selbstverständ-
lich, daß der österreichische Liberale eine bestimmte Sympathie zum Maria-
Theresianisch-Josephinischen Staat zeigt, was ihn jedoch nie zum ungerech-
ten oder zumindest anfechtbaren Urteil verführt. 

München R u d o l f W i e r e r 

Paul Lamatsch, Prager Tragödie. Großböhmen, Experimentierraum für 
ein geeintes Europa. 

Im Selbstverlag hrsg. vom Deutschen Klub München. Nummer 5 der Schriftenreihe. 
München 1964, 207 S. 

Der Verfasser entstammt dem Inseldeutschtum der Tschechoslowakei und 
nahm an den politischen Auseinandersetzungen vor der Teilung des Tesch-
ncr Ländchens zwischen der Tschechoslowakei und Polen namhaften Anteil, 
indem er sich als Vertreter deutscher Interessen für die tschechische Lösung 
nachdrücklich verwandte. In seinen politischen Anschauungen sympathisiert 
er mit der damaligen DNSAP; seine Ausführungen über diese Partei, die in 
ihrem auf die Arbeiterschaft abzielenden Nationalismus mehr mit den tsche-
chischen Nationalsozialisten als mit Hitlers Gefolgschaft gemein hatte, ge-
hören zu den zutreffendsten des Buches. 1932 im Rahmen der Volkssport-
prozesse wegen seiner Schutzverbandstätigkeit angeklagt, wurde er zu fünf 
Jahren schweren Kerkers verurteilt, von denen er dreieinhalb Jahre absitzen 
mußte. Nach seiner Freilassung floh er ins Dritte Reich, von wo er als SS-
Obersturmbannführer nach der Eroberung Teschens durch die Wehrmacht 
in seine Heimat zurückkehrte. Von den schwarzen Uniformträgern in diesem 
Gebiete war er dank seiner Kenntnis der Bevölkerung und seiner Gesinnung 
der mit Abstand einsichtsvollste und mutigste. Er versuchte Unheil zu ver-
hindern, soweit dies in dieser Zeit in der Macht eines einzelnen lag. Seine 
Darstellung der beiden Jahrzehnte des Bestehens der ersten Tschechoslowa-
kei läßt Schlüsse zu auf den geistigen Habitus unserer ersten Kriegsgenera-
tion, die außerhalb des Reiches gezwungen war, sich in der Wirklichkeit der 
neu geschaffenen Staaten zurechtzufinden. 

Überblickt man die zwanzig Jahre, in denen sich das sudetendeutsche Pro-
blem zu einem Konfliktstoff entwickelte, dessen Beseitigung die europäischen 
Großmächte 1938 im sogenannten Münchner Abkommen versuchten, so bietet 
sich folgende Periodisierung an. Die erste Phase von 1918 bis 1925 beginnt 
mit der gewaltsamen Einverleibung der deutschen Gebiete Böhmens, Mährens 
und Schlesiens in den am 28.10.1918 proklamierten tschechoslowakischen 
Staat; es folgt eine Periode der Konsolidierung der Verhältnisse auf einer für 
die Deutschen sehr ungünstigen Ausgangslage. L. macht die uneinigen und 
vornehmlich ihre Partikularinteressen verfolgenden deutschen politischen Par-
teien für den mangelnden zielstrebigen Widerstand gegen die konsequente 
Entnationalisierungspolitik verantwortlich, die der neue Staat mit legalen Mit-
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teln gegen seine Minderheite n einleitete . Offenkundi g übersieh t e r die damal s 
virulente n sozialen Konflikte , die starke n ideologische n Gegensätz e zwischen 
den Parteien , die politisc h noc h durchau s unfertig e Gestal t des Sudeten -
deutschtums , das ohn e natürliche n Mittelpunk t erst im zweiten Jahrzehn t des 
Bestehen s de r Republi k aus vier verschiedene n Stämme n zusammenwuchs . 
Da s politisch e Monopo l de r Parteie n un d die formal e Demokrati e verhinder -
ten nac h L., da ß sich aus den vergewaltigten Minderheiten , zu dene n fast die 
Hälft e de r Bevölkerun g zählte , ein Gegenwill e formte , de r das Machtmonopo l 
de r in nationale n Frage n fast stet s geschlossen auftretende n Tscheche n ge-
broche n un d dem Staat e ein e Struktu r gegeben hätte , die ihn für jedes der 
fünf Völker zu r politische n Heima t gemach t hätte . Als überzeugte r altöster -
reichische r Föderalis t sieht de r Verfasser in dem versäumte n Nationalitäten -
ausgleich den Hauptgrun d des Untergang s de r erste n Tschechoslowakei . 

Di e zweite Phas e von 1925—1933 charakterisier t der Aktivismus, d. h . die 
Beteiligun g deutsche r Parteie n an der Regierung . Zwa r ändert e dies an de r 
Lini e de r tschechische n Politi k nichts , un d L. zitier t als Beleg eine n Kern -
spruc h des hinsichtlic h seines tschechische n Nationalismu s gewiß unverdäch -
tigen Kar l Kramář : „Di e tschechische n Nationaldemokrate n werde n so lange 
Mitgliede r der Regierun g bleiben , als das Bündni s mi t den deutsche n Akti-
visten kein e Opfer auf Koste n des nationale n Charakter s des Staate s forder n 
wird" (S. 52). So hatte n die vergebliche n Bemühunge n der deutsche n Regie -
rungsvertrete r u m ein e Verbesserun g der Nationalitätenpoliti k namentlic h bei 
der in die verantwortliche n Stellunge n allmählic h hineinwachsende n Kriegs-
generatio n eine Parteienverdrossenhei t zu r Folge , die dazu führte , daß sich 
die politische n Energie n des unte r dem Druc k des Staate s langsam seine r 
Einhei t un d Stärk e sich bewußt werdende n Deutschtum s zunehmen d der so-
genannte n völkischen Schutzarbei t in den ihre r Satzun g nac h unpolitische n 
Verbände n zuwandten , währen d das Parteilebe n in wachsende n Mißkredi t ge-
riet . Zwa r ist sich de r Verfasser klar darüber , daß angesicht s de r strenge n 
Staatsaufsicht , dene n diese „unpolitischen " Bestrebunge n unterlagen , dami t 
kein Ersat z für eine zielstrebige Politi k gegeben war. Einma l brich t er in 
Klage darübe r aus, „wie unschätzbar e Gelegenheite n zu stärkste r politische r 
Beeinflussun g . . . von deutsche r Seite ungenütz t vorübergingen " (S. 82). Ma n 
kan n aber die politisch e Unreif e un d ideologisch e Verrannthei t dieser dama -
ligen, sich dem Parteigeschäf t überlege n wähnende n Völkischen kau m über -
zeugende r beweisen als mi t den Zitaten , die de r Verfasser aus der von ih m 
mitredigierte n Zeitschrif t „De r Weg" anführt . Stat t nüchter n zu untersuchen , 
welche Möglichkeite n sich für eine föderalistische , von Parteiegoisme n nich t 
korrumpiert e deutsch e Politi k in de r Tschechoslowake i von 1928/2 9 gebote n 
hätten , als die slowakische Volksparte i die schärfste n Angriffe gegen die 
tschechisch e Parteienoligarchi e vortru g un d der Hade r auc h im tschechische n 
Lager hoh e Wellen schlug, entwirf t er schwülstige Plän e für ein e „gesund e 
un d gerecht e Neuordnun g Europas" , als ob diese im ausschließliche n Kom -
petenzbereic h der Tcschne r un d Troppaue r Lokalpolitike r gelegen hätte . 

L. versuch t bei dieser Gelegenhei t ein e Rettun g de r sudetendeutsche n 
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DNSAP, die unter normalen Voraussetzungen möglicherweise Chancen ge-
habt hätte, sich zu der ersehnten großen Sammelpartei der Sudetendeutschen 
zu entwickeln. Zweifellos war die DNSAP, der u. a. ihr Name zum Verhängnis 
wurde, weniger ideologisch verbohrt und bourgeois verkapselt als die Deut-
sche Nationalpartei, die am Selbstbestimmungsrecht festhielt und die Tsche-
choslowakei theoretisch nicht anerkannte, obwohl sie daraus so wenig prak-
tische Konsequenzen zog, daß ihr nicht einmal in den hektischen Jahren 
1932/33 daraus ein Hochverratsprozeß angehängt werden konnte. Auch be-
standen zwischen der DNSAP und der NSDAP gewichtigere Unterschiede als 
zwischen der Henleinpartei in ihren demokratischen Anfängen und Hitlers 
Parteimacht. Die DNSAP war bemerkenswert frei von militanten und faschi-
stischen Zügen, sie kannte kein Führerprinzip und hatte ihre Wurzeln im 
nationalliberalen Erbe der verwesenden Donaumonarchie. In den letzten öster-
reichischen Vorkriegsreichstag entsandte sie Zwei Abgeordnete. Sie stand auf 
dem Boden des neuen Staates und forderte lediglich dessen Umbau in eine 
Völkerföderation, wobei sie auf Vorstellungen zur Lösung der nationalen 
Frage zurückgriff, wie sie seit dem Kremsierer Reichstag in diesem Raum 
immer wieder entwickelt wurden. Sie erwies sich sozialen Fragen gegenüber 
aufgeschlossener als die bürgerlichen Parteien. Sie setzte auf keine Irredenta 
sondern auf einen Abbau der nationalen Spannungen im Donauraum, dem sie 
in ihrem Denken verhaftet blieb, wie ja ihre markantesten Vertreter, der 
Senator Jesser sowie die Abgeordneten Jung und Knirsch, durchweg älter 
waren als Hitler, der es in der Kampfzeit seiner „Bewegung" eher als störend 
empfand, daß es anderswo Parteien ähnlichen Namens gab, der gewisse Priori-
täten seiner sudetendeutschen „Volksgenossen" nur widerwillig vermerkte und 
an sie auch nach der „Machtergreifung" kaum einen Gedanken wandte 
(S. 98 ff.). L. weist mit Recht darauf hin, wie zurückhaltend der Diktator nach 
Zerschlagung der Tschechoslowakei die nationalen Verdienste der ältesten 
Kämpfer und Vorläufer seiner „Bewegung" honoriert hat. Dem Senator Jesser, 
einer charakterlich wie geistig vornehmen Erscheinung, wurde.vom Dritten 
Reich nicht einmal eine formale Ehrung zuteil. 

Die sich aufdrängende Frage, warum sich nicht wenigstens eine der fünf 
herrschenden tschechischen Parteien mit der nach dem Einsetzen der Welt-
wirtschaftskrise aufstrebenden DNSAP zu arrangieren versuchte, glaubt der 
Verfasser mit dem Ausbrechen einer gewissen geopolitisch bedingten Hy-
sterie bei den Tschechen nach Hitlers „Machtergreifung" beantworten zu 
können. Den historischen Betrachter muß der geringe Kredit, den die natio-
nalistischen Parteien einander gaben, nachdenklich stimmen. Der Bericht-
erstatter weiß sich der Panikstimmung bei der DNSAP vor ihrer Selbstauf-
lösung, die dem staatlichen Verbot vorauskommen wollte, wohl zu entsinnen. 
Es war nicht so sehr das schlechte Gewissen, sondern die Hoffnungslosigkeit, 
bei den bestehenden Verhältnissen überhaupt noch politische Arbeit leisten 
zu können. Auf alle Fälle machte das Verbot der beiden nationalen deutschen 
Parteien (DNP und DNSAP) die Bühne frei für den dritten Akt der sudeten-
deutschen Tragödie. 
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Der Verfasser fühlt sich in der Rolle des Anklägers, da damit eine Ent-
wicklung anhebt, wie sie vom national konservativen sudetendeutschen Bür-
gertum bestimmt nicht gewollt wurde. Auch fühlt er unbewußt den Unter-
schied zwischen seiner, der älteren Generation, und den neuen Kräften, die 
nun unbeschwert von den Bindungen an eine gemeinsame Vergangenheit und 
mit der Mentalität und den Methoden der totalitären Epoche an die politi-
schen Aufgaben herangingen. Die Herausstellung des Leiters der Ascher 
Turnschule, Konrad Henlein, als der zugkräftigsten, nach dem gefürchteten 
Republikschutzgesetz unangreifbaren Persönlichkeit als den zukünftigen Mit-
telpunkt der sudetendeutschen Politik bedeutete eine klare Absage an die bis-
herige politische Übung, nach der nicht Personen sondern Programme das 
Wesen einer politischen Partei zu bestimmen hatten. L. wird nicht müde, 
die Profillosigkeit und Unschlüssigkeit des neuen Protagonisten zu betonen, 
und entwirft ein in großen Zügen zutreffendes Bild von den Kräften, die 
hinter dieser Gestalt um den bestimmenden Einfluß in der Partei kämpften. 
Es waren durchweg junge Leute, die von der. Vorkriegswelt keine unmittel-
bare Vorstellung, zu den Tschechen ausschließlich negative Beziehungen, ge-
nährt durch 15 jährigen Volkstumskampf, besaßen, die auch ausschließlich 
aus dem geschlossenen deutschen Sprachgebiet stammten und von den sozia-
len und politischen Problemen der Zeit denkbar wenig verstanden, was ange-
sichts der faschistischen Verdüsterung über Europa nicht ihre Schuld war, 
was sich aber in den Krisensituationen, denen die Dinge nun rasch zutrieben, 
verhängnisvoll auswirken mußte. Die ältere Generation blieb fortan auf die 
Zuschauerrolle beschränkt. Der Verfasser schildert den erbitterten Kampf im 
Hintergrund, der zwischen dem nach Berlin tendierenden Aufbruchkreis und 
dem vom Austrofaschismus inspirierten Kameradschaftsbund um den bestim-
menden Einfluß auf Henlein ausbrach. Der Kameradschaftsbund war ein 
Kreis von rund 200 jungen Leuten mit elitären und autoritären Überzeugun-
gen aus der Schule des Wiener Ideologen Othmar Spann, die es überaus ge-
schickt verstanden, die Schlüsselpositionen der 1933 gegründeten Sudetendeut-
schen Heimatfront zu besetzen, was ihnen allerdings die Verhaftungswelle 
gegen die Funktionäre und Mitglieder der alten nationalen Parteien ungemein 
erleichterte. Mit Recht betont L. die verhängnisvolle Tatsache, daß sich nun 
das Schwergewicht der sudetendeutschen Politik von Mähren-Schlesien, wo 
die zahlreichen deutschen Sprachinseln nationale AusschließlichkeitsVorstel-
lungen von vornherein nicht aufkommen ließen, auf den geschlossen deut-
schen Nordwesten Böhmens verlagerte. 

Angesichts der sehr differenzierten Sachverhalte und der vielen offenen 
Möglichkeiten in den Jahren 1933—1937 wäre es gewiß falsch, in der Hen-
lein-Partei von Anbeginn eine nazistische Organisation zu sehen, die sich zum 
Zwecke eines erfolgreichen Starts lediglich demokratisch tarnte. Henlein 
selbst fehlte in seiner natürlichen Bescheidenheit und unentschlossenen Ängst-
lichkeit angesichts der auf ihn gehäuften Verantwortung völlig das aggressiv 
pathologische Selbstbewußtsein der typischen Naziführer, wie es C. J. Fest in 
seiner ausgezeichneten Studie herausgearbeitet hat. Er meinte es mit seinen 
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zahlreichen vermittelnden Angeboten und Loyalitätserklärungen an die Tsche-
chen zweifellos ehrlich. Es gab wohl niemanden in dem ihm nahestehenden 
und wesensverwandten Turnerkreis, der die Abschaffung bürgerlicher Grund-
rechte, der angesichts der Bedeutung der Juden für das kulturelle Leben der 
deutschen Provinz die Einführung eines genociden Rassismus, der die Errich-
tung von Konzentrationslagern für politisch Andersdenkende auch nur im ent-
ferntesten für wünschenswert gehalten hätte. Die Tendenz des in den Anfän-
gen maßgeblichen Kameradschaftsbundes ging auch dahin, das Schicksal der 
Partei eng an das der westlichen Demokratien, vor allem an England, zu bin-
den, wo es der stärksten und weltoffensten Persönlichkeit dieses Kreises, 
Heinz Rutha, auch gelang, für die Probleme der Deutschen in der Tschecho-
slowakei Verständnis zu wecken. Aber diese Tendenzen innerhalb der in den 
Wahlen überwältigend siegreichen Sudetendeutschen Partei wurden durch-
kreuzt von dem sich bald verschärfenden außenpolitischen Gegensatz zwi-
schen der Tschechoslowakei und dem Deutschen Reich (Benešs Pakt mit Mos-
kau 1935) sowie durch den vorzeitigen Tod des Führers der tschechischen Agra-
rier Švehla, dem möglicherweise ein Bündnis Zwischen der stärksten tschechi-
schen und der stärksten deutschen Partei gelungen wäre. Mit Recht sieht L. 
eine Wurzel des Verhängnisses ferner in der monolithischen Struktur der Partei, 
die das föderative Prinzip im Sudetendeutschtum selbst nicht gelten ließ, für 
das sie im Staate kämpfte und sich dadurch des Rückhalts und der Erfahrung 
einer Reihe bewährter Kräfte beraubte, für die die Ideologie Othmar Spanns 
vom Ständestaat wahrlich keinen Ersatz bot. Daß Beneš auf der Monopolstel-
lung der Tschechen in seinem Staate auch um den Preis eines zweiten Welt-
krieges beharrte, war gewiß ein Verhängnis, unbestreitbar bleibt aber auch 
die andere Tatsache, daß schließlich von allen sudetendeutschen Parteien ein-
zig und allein die Sozialdemokratie so viel demokratische Substanz besaß, 
um selbst vor Hitlers überwältigenden Erfolgen nicht zu kapitulieren. Wie 
wenig schließlich in den nationalen und völkischen Kreisen des Sudeten-
deutschtums auch heute noch die wahre Natur des Diktators erkannt wird, 
beweist L.s Polemik gegen Rönnefahrt sowie das verräterische Zitat : „Wenn 
Hitler nach München einem Herzschlag erlegen wäre . . . so wäre er sicher-
lich als einer der größten und erfolgreichsten Staatsmänner der Neuzeit in 
die Geschichte eingegangen." Auch der sonstige Erkenntniswert des mit 
theoretischem Räsonnement überladenen Bandes ist nicht hoch anzusetzen. 

München K a r l J e r i n g 

Immanuel Birnbaum, Tschechoslowakei. 
Verlag für Literatur und Zeitgeschehen GmbH, Hannover 1963, 68 S. (Hefte zur Ost-
kunde — Heft 4.) 

Bei näherer Durchsicht erweist sich diese Landesbiographie als ein Auszug 
aus František Kavkas umfangreicherem Buch „Die Tschechoslowakei. Ein Ab-
riß ihrer Geschichte" (Prag 1960. Orbis-Verlag, 195 Seiten). Freilich bemüht 
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